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Der VII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat durch 
den Vorsitzenden Richter Dr. Girisch sowie die Richter 
Bliesener, Obenhaus, Prof. Dr. Walchshöfer und Prof. Quack

am 13. Juli 1989

beschlossen:

Die sofortige Beschwerde der Beklagten gegen 
den Beschluß des 11. Zivilsenats des Ober­
landesgerichts Stuttgart vom 19. Januar 1989 
wird zurückgewiesen.

Die Beklagte hat die Kosten der sofortigen 
Beschwerde zu tragen.

Beschwerdewert: 100.000 DM
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G r ü n d e  :

1. Die Beklagte errichtete als Bauträger eine aus einem 
Wohn- und Geschäftshaus bestehende Wohnungseigentumsanlage. 
Die Kläger - Wohnungs- und Teileigentümer - verlangen von 
der Beklagten, angebliche Mängel am Gemeinschaftseigentum zu 
beseitigen.

Das Landgericht hat der Klage überwiegend stattgegeben. 
Gegen das ihren Prozeßbevollmächtigten am 8. April 1988 zu­
gestellte Urteil hat die Beklagte am 10. Mai 1988 - einem 
Dienstag - Berufung eingelegt. Anschließend hat sie recht­
zeitig Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gegen die Ver­
säumung der Berufungsfrist beantragt und die Berufung inner­
halb der verlängerten Begründungsfrist begründet.

Zur Begründung ihres Wiedereinsetzungsgesuchs hat sie 
vorgetragen, der Berufungsschriftsatz sei am Nachmittag des 
9. Mai 1988 von einer Kanzleiangestellten ihrer Prozeßbe­
vollmächtigten geschrieben und dem sachbearbeitenden Rechts­
anwalt zur Unterschrift vorgelegt worden. Bereits vor der 
Unterschrift habe die Angestellte - wissend, daß sie un­
mittelbar anschließend den unterzeichnenden Anwalt auf den 
notwendigen Einwurf des Schriftsatzes in den Nachtbrief­
kasten hinweisen werde - den im Fristenkalender vermerkten 
Ablauf der Berufungsfrist gestrichen. Da sie jedoch - mög­
licherweise infolge mangelnder Konzentration wegen fami­
liärer Sorgen - einen entsprechenden Hinweis unterlassen 
habe, sei der Schriftsatz unter die allgemeine Post gelangt 
und erst - wie in der Kanzlei üblich - am späten Vormittag 
des nächsten Tages an das Gericht befördert worden.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


4

Das Berufungsgericht hat mit Beschluß vom 19. Januar 
1989 der Beklagten die Wiedereinsetzung versagt und ihre Be­
rufung als unzulässig verworfen.

2. Die von der Beklagten dagegen form- und fristgerecht 
eingelegte sofortige Beschwerde ist nicht begründet.

a) Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs 
muß der Rechtsanwalt aufgrund der ihm obliegenden Organisa­
tionspflicht in seinem Büro eine wirksame und hinreichend 
sichere Ausgangskontrolle schaffen, die die rechtzeitige Er­
ledigung fristwahrender Schriftsätze bis zu ihrer Absendung 
umfaßt. Durch die Eintragung im Fristenkalender ist eine 
solche Ausgangskontrolle nur gewährleistet, wenn die Eintra­
gung erst gelöscht wird, sobald der zur Einreichung bei Ge­
richt bestimmte Schriftsatz tatsächlich hinausgegangen oder 
wenigstens post- oder abtragefähig gemacht worden ist. Im 
letzten Fall darf der Rechtsanwalt die Frist allerdings nur 
streichen lassen, wenn er durch entsprechende Anweisungen 
sichergestellt hat, daß der fristwahrende Schriftsatz tat­
sächlich hinausgeht (Senatsbeschluß vom 21. April 1988 
- VII ZB 4/88 = VersR 1988, 942 m.w.N.; vgl. a. BGH 
NJW 1989, 1157) .

Ob die Organisation im Büro der Prozeßbevollmächtigten 
der Beklagten diesen Anforderungen genügt, erscheint 
zweifelhaft. Zwar werden dort - nach dem glaubhaften Vor­
bringen der Beklagten - die Fristen zu dem Zeitpunkt ge­
strichen, zu dem sie "ihre Erledigung finden". Dabei wird 
eine Frist dann als erledigt angesehen, wenn der Schriftsatz
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zu Gericht gegangen ist oder einem Anwalt zum Einwurf in den 
Nachtbriefkasten gesondert übergeben wurde. Mit dieser Rege­
lung ist aber eine ausreichende und wirksame Ausgangskon­
trolle nicht sichergestellt. Werden nämlich - wie im vor­
liegenden Fall - Fristen bereits nach Fertigen des Schrift­
satzes vor der Unterschrift gestrichen, ist der für die 
Fristwahrung entscheidende BearbeitungsZeitraum zwischen 
Vorlage des Schriftsatzes an den Anwalt und Absenden an das 
Gericht von der Ausgangskontrolle nicht erfaßt. Eine ausrei­
chend organisierte Ausgangskontrolle wäre deshalb nur dann 
gegeben, wenn aufgrund eindeutiger Anweisung die Frist erst 
gestrichen werden dürfte, wenn der Schriftsatz "postfertig" 
gemacht und zum Versand abgesondert worden ist. Ob das 
Fehlen einer solchen Regelung einen Organisationsmangel im 
Büro der Prozeßbevollmächtigten der Beklagten darstellt, 
kann jedoch offen bleiben.

b) Denn der Prozeßbevollmächtigte der Beklagten ver­
letzte bei Unterzeichnung der Berufungsschrift am 9. Mai 
1988 selbst die ihm obliegende Sorgfaltspflicht.

Der Bundesgerichtshof nimmt in ständiger Rechtsprechung 
an, daß der Anwalt, dem eine Sache zur Vorbereitung einer 
fristgebundenen Prozeßhandlung vorgelegt wird, verpflichtet 
ist, den Fristablauf eigenverantwortlich nachzuprüfen. Die 
Nachprüfung der Frist ist in diesem Fall keine routinemäßige 
Büroarbeit, von der er sich im Interesse seiner eigentlichen 
Aufgaben freimachen darf. Vielmehr handelt es sich um die 
gebotene Feststellung einer gesetzlichen Voraussetzung, von 
der die Zulässigkeit der beabsichtigten Prozeßhandlung ab-
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hängt (Senatsbeschluß vom 10. Juli 1980 - VII ZB 2/80 = 
VersR 1980, 976; BGH Beschlüsse vom 25. Juni 1980
- V ZB 9/80 = VersR 1980, 1027 und vom 1. Oktober 1981
- III ZB 18/81 = VersR 1982, 71, jeweils m.w.N.; vgl. a. 
Senatsbeschluß vom 11. Mai 1989 - VII ZB 23/88).

Dieser Pflicht kam der Prozeßbevollmächtigte der Be­
klagten bei Unterzeichnung der Berufungsschrift am Nach­
mittag des 9. Mai 1988 - dem letzten Tag der Berufungs­
frist - schuldhaft nicht nach. Hätte er sich vor der Unter­
schrift mit der gebotenen Sorgfalt vergewissert, ob die Be­
rufungsfrist eingehalten ist, wäre ihm aufgefallen, daß der 
Schriftsatz zur Wahrung der Berufungsfrist noch am gleichen 
Tag bei Gericht eingehen mußte. Auch ohne ausdrücklichen 
Hinweis seiner Angestellten auf den drohenden Fristablauf 
wäre ihm bewußt geworden, daß die Frist nur durch Einwurf 
der Berufungsschrift in den Nachtbriefkasten des Gerichts 
eingehalten werden konnte. Dann hätte er - selbst wenn ihm 
bei der Unterzeichnung das Fristende in dieser Sache zu­
nächst nicht mehr gegenwärtig gewesen wäre - noch am glei­
chen Tag für die rechtzeitige Einlegung des Rechtsmittels 
sorgen können. Zugleich hätte er verhindert, daß der 
Schriftsatz - wie geschehen - von seinem Schreibtisch wieder 
weggenommen und mit der allgemeinen Post vermengt wurde.

c) Die von der Beklagten angeführten Entscheidungen des 
Bundesgerichtshofs zur Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
stehen der Annahme einer Verletzung der Sorgfaltspflicht 
seiner Prozeßbevollmächtigten nicht entgegen. Der Beschluß 
vom 12. Dezember 1984 (VIII ZB 19/84 = VersR 1985, 246) be-



trifft einen anderen Sachverhalt; denn dort hatte die Ange­
stellte des Rechtsanwalts entgegen ausdrücklicher Weisung 
einen fristgebundenen Schriftsatz nicht in einen für den 
Nachtbriefkasten bestimmten Sammelumschlag gesteckt. Glei­
ches gilt für den Beschluß vom 23. November 1988 
(VIII ZR 31/88 = VersR 1989, 209). Hier hatte der Prozeßbe­
vollmächtigte eine am letzten Tag der Frist fertiggestellte 
Berufungsbegründung zur Korrektur zurückgegeben und nicht 
unterschrieben. Daß der Schriftsatz anschließend ohne Unter­
schrift auslief, war ihm nicht zuzurechnen.

3. Nach alledem ist die sofortige Beschwerde der Be­
klagten mit der Kostenfolge aus § 97 Abs. 1 ZPO zurückzu­
weisen .

Girisch
Walchshöfer

Bliesener
Quack

Obenhaus
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